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Die Herausforderung der wissensbasierten Entwicklung:
Perspektiven des industriellen Strukturwandels und der Industriepolitik in Brasilien

Jörg Meyer-Stamer

1 Einleitung

Wissensbasierte Entwicklung ist ein Konzept, das in den Industrieländern derzeit in Mode kommt. Grob vereinfacht gesagt, stellt es auf folgenden Sachverhalt ab: Dynamische wirtschaftliche Entwicklung entsteht nicht dadurch, daß eine Gesellschaft statische Vorteile ausbeutet, sondern dynamische Wettbewerbsvorteile nutzt. Ein statischer Standortvorteil ist, wenn Öl aus dem Boden sprudelt. Ein dynamischer Standortvorteil ist, wenn man Öl zu Kunststoffen verarbeitet, die sonst niemand hinbekommt. Nüchtern betrachtet fügt sich die Diskussion um wissensbasierte Entwicklung damit in den größeren Kontext der Debatte um Determinanten industrieller Wettbewerbsfähigkeit ein (Meyer-Stamer 1997). Ihren praktischen Ausfluß haben derlei Debatten in Kontroversen um Industriepolitik, Verbesserung von Standortbedingungen und dergleichen mehr.

Im großen und ganzen konnte in den letzten vier Jahren in Brasilien von Industriepolitik keine Rede sein. Mehr noch: Industriepolitik war – nicht ohne Grund – verpönt. Obwohl mit Industriepolitik in der Vergangenheit durchaus Erfolge erzielt wurden, gab es doch auch gravierende Probleme. Auf der einen Seite wäre Brasilien ohne Industriepolitik nicht das industriell entwickelte Land, das es heute ist. Bestimmte wirtschaftliche Schlüsselsektoren verdanken ihre Existenz jahrzehntelangem Betreiben von Industriepolitik. Dies begann in den 40er Jahren mit dem Bau des ersten Stahlwerks, ging weiter in den 50er Jahren mit der Schaffung der Autoindustrie und erlebte einen Höhepunkt mit dem Zweiten Nationalen Entwicklungsplan ab 1974, der unter anderem eine beträchtliche Erweiterung der Produktionskapazität bewirkte, durch die die petrochemische Industrie Brasiliens zu einem der wichtigsten Industriesektoren wurde.

Andererseits trugen diese Erfolge bereits jene Elemente in sich, die heute die Hauptschwächen der brasilianischen Industrialisierung erscheinen. Die Entwicklungsbemühungen waren auf die Schaffung von dynamischen komparativen Vorteilen ausgerichtet, besonders in jenen Sektoren, in denen Brasilien keine statischen komparativen Vorteile hatte. Dies bedeutet, daß der Schwerpunkt auf den kapitalintensiven Industriezweigen lag. Es wäre ungerecht, die damaligen Industriepolitiker zu verurteilen, denn ihre Strategien reflektierten letztendlich die Philosophie ihrer Zeit und wurden schließlich auch bis in die 70er Jahre erfolgreich umgesetzt. Ganz ähnlich gingen auch Industriepolitiker in Ländern wie Korea vor. Jedoch wurden von ihnen die Industriezweige, in denen ihr Land bereits einen komparativen Vorteil hatte, keinesfalls in dem Maße vernachlässigt, wie das in Brasilien der Fall war. Koreas Industrialisierung war über einen längeren Zeitraum auf kurz- und langlebige Konsumgüter, wie z.B. Radios, konzentriert. Bekleidung und Schuhe hielten lange den Hauptanteil an Exporten, und die koreanischen Unternehmen wußten, daß es möglich war, Wettbewerbsvorteile in anscheinend anspruchslosen und technologisch wenig entwickelten Branchen zu erzielen. In Brasilien ging es ohnehin nie um die Schaffung von Wettbewerbsvorteilen, da die Industrialisierung vor allem auf den Binnenmarkt abzielte. Außerdem erhielten Industriebetriebe großzügige Subventionen und andere Vergünstigungen, um auf dem Weltmarkt wettbewerbsfähig zu sein. Die vermeintlich traditionellen Branchen wie Bekleidung, Möbel oder Spielzeug blieben in ihrer Leistungsfähigkeit zurück. Die einzige Ausnahme bildete der Export von Damenschuhen aus dem cluster im Vale dos Sinos in Rio Grande do Sul. Zum Teil waren Industriepolitiker der Auffassung, daß die Schaffung anhaltenden Wachstums in diesen Branchen nicht möglich war, andere wiederum meinten, daß sie sich auch ohne staatliche Unterstützung erfolgreich entwickeln würden. Vom heutigen Standpunkt aus muß man sagen, daß die Politiker einen schweren Fehler begangen haben, als sie diese schnell wachsenden Segmente des Welthandels anderen Entwicklungsländern überließen. Dies ist der erste Nachteil des Erbes der früheren Industriepolitik: eine verzerrte Industriestruktur und ein geringes Exportpotential in den Sektoren, in denen Brasilien eigentlich einen komparativen Vorteil haben müßte.

Aber noch ein weiteres schwerwiegendes Defizit der früheren Industriepolitik verfolgt die Politiker, die sich mit Brasiliens Makroökonomie befassen: das Fehlen einer adäquaten Finanzstruktur. Investitionen in der Industrie wurden entweder aus dem Cash-flow, über die nationale Entwicklungsbank (BNDES) oder durch Kapitalimporte finanziert. Anfänglich waren die Handelsbanken noch viel zu schwach, um eine ernstzunehmende Rolle spielen zu können, später verweigerten sie eine Beteiligung an langfristigen Finanzierungen, da die Risiken in dem hochinflationären Umfeld nicht kalkulierbar waren. Andererseits hatten Unternehmen mit einem kompetenten Finanzmanagement keine Schwierigkeiten, die notwendigen Investitionsmittel aus dem Cash-flow zu generieren, solange die Inflationsrate hoch war, denn der Gewinn war ebenfalls hoch. Nach 1990 änderte sich jedoch die Lage. Bis dahin war der Wettbewerbsdruck auf den Binnenmarkt nur schwach, und für Außenstehende war es schwierig zu erkennen, ob ein Unternehmen seine Preise über die Inflationsrate hinaus erhöht hatte. Mit der Öffnung des Marktes und steigendem Wettbewerbsdruck begannen die Preise zu fallen, und die Unternehmen mußten zunehmend auf eine Finanzierung von außen zurückgreifen. Jedoch gelang es nur Großunternehmen mit Zugang zum internationalen Kapitalmarkt, Kredite zu solchen Konditionen zu erhalten, die denen in entwickelten Industrieländern entsprachen. Die Klein- und Mittelbetriebe mußten auf kurzfristige Finanzierung, zu meist astronomischen Zinssätzen, durch die Handelsbanken zurückgreifen oder langfristige Kredite der BNDES in Anspruch nehmen, die im internationalen Vergleich ebenfalls teuer waren. Dies ist der zweite Nachteil des Erbes: In Brasilien war es nicht gelungen, ein adäquates, wettbewerbsfähiges und effizientes System zur Mobilisierung der Ersparnisse der Bevölkerung für Investitionen in der Industrie zu schaffen.

2 Makroökonomische Stabilisierung: Vom Regen in die Traufe

Mit der Ernennung Fernando Henrique Cardosos zum Finanzminister im Jahr 1993 war Industriepolitik kein Thema mehr. Mit ihm kam eine Mannschaft neoliberal-orientierter Ökonomen, die jeglicher Intervention des Staates in die Wirtschaft ablehnend gegenüberstanden; oder genauer gesagt, jeder Intervention auf der Mikro- und Mesoebene, denn auf der Makroebene verfolgten sie eine äußerst interventionistische Politik. Im Lichte der Erfahrungen der letzten 15 Jahre ist ihre Position nachvollziehbar. Aus der Industriepolitik wurde in den 80er Jahren zunehmend eine Kompensationspolitik, die mit unterstützenden Interventionen auf der Mesoebene die äußerst ungünstigen makroökonomischen Bedingungen ausgleichen sollte. Dadurch wurden jedoch die makroökonomischen Ungleichgewichte noch verstärkt. Nun ist die Gestaltung eines stabilen makroökonomischen Rahmens zweifellos vernünftig: Die Beendigung der Inflation und kontinuierliche Stabilisierungsbemühungen würden günstige Bedingungen für den privaten Sektor schaffen; durch Privatisierung würde die Effektivität in wichtigen Bereichen steigen, z.B. in der Telekommunikation, im Transportwesen und in den Häfen. Dies wäre ein vernünftigerer Ansatz als die Verbindung einer turbulenten Makroökonomie mit nicht vorhersagbaren Interventionen auf der Mesoebene, denen es ohnehin an Glaubwürdigkeit fehlte.

Bedauerlicherweise kam es aber nicht so. Obwohl mit dem Plano Real von 1994 das Problem der Hochinflation gelöst werden konnte, wurde damit noch kein stabiler makroökonomischer Rahmen und kein für die Unternehmen günstiges Umfeld geschaffen. In diesem Zusammenhang müssen zwei Faktoren erwähnt werden. Erstens bestanden die strukturellen Ursachen für das Haushaltsdefizit weiterhin, d.h. die wichtigste Ursache der Eskalation der Inflation existierte fort. Zweitens tolerierten die Makroökonomen in den ersten Monaten nach dem Plano Real eine Überbewertung der brasilianischen Währung, die schließlich über 30 % erreichte. Im Ergebnis dessen entwickelte sich ein Teufelskreis aus Hochzinspolitik und niedrigem Wachstum. Zwar hatten sich die makroökonomischen Rahmenbedingungen im Vergleich zu den vorherigen verbessert, sie waren jedoch instabil, da von außen leicht angreifbar. Daß der Tequila-Effekt nach der Krise in Mexiko im Dezember 1994 auch auf  Brasilien ausstrahlte, mag daran liegen, daß der internationale Kapitalmarkt nicht gewillt war, zwischen den einzelnen lateinamerikanischen Ländern Unterschiede zu machen, ergo Brasilien unfair behandelt wurde. Als die brasilianische Währung jedoch Ende 1997 und ab August 1998 spekulativen Angriffen ausgesetzt war, waren die Ursachen sehr wohl im Lande selbst zu suchen, nämlich im doppelten Defizit im Staatshaushalt und in der Leistungsbilanz. In all diesen Fällen erhöhte die Regierung die Zinsen, und zwar von einem für den privaten Sektor ohnehin inakzeptabel hohen Niveau auf ein noch höheres, d.h. auf fast 50 %. Selbst das reichte nicht für die Stabilisierung der Lage. Mit der Abwertung seit Januar 1999 hat sich die Lage jedoch kaum gebessert. Die Staatsschulden (im Ausland und, aufgrund z.T. an den Dollar gebundener Titel, auch im Inland) und die Schulden einiger erst kürzlich privatisierter Versorgungsbetriebe stiegen sprunghaft an, die Zinsen wurden erhöht, wodurch es für den Staat fast unmöglich wurde, durch Ausgabenkürzungen die Schulden abzubauen. Damit sind die makroökonomischen Rahmenbedingungen wieder instabil, und selbst wenn die Inflation nicht wieder um so heftiger auftritt, wird die Instabilität noch recht lange andauern. 

3 Schaffung von Wettbewerbsnachteilen

Nicht nur mit den extrem hohen Zinsen und der Überbewertung der Währung gelang es der Regierung, ein für die Unternehmen im allgemeinen und den Export im besonderen ungünstiges Umfeld zu schaffen:

1. Das Problem des Custo Brasil besteht weiterhin. Zwar bemüht sich die Regierung sehr, dieses Problem zu lösen. Durch die Privatisierung der Infrastruktur und ordnungspolitische Reformen (z.B. in der Hafennutzung) gelang es, die Kostennachteile der Unternehmen etwas abzubauen. Die Schlüsselreformen sind jedoch kaum vorangekommen, und die Regierung selbst verursacht neue Kostenelemente:

· Bei der Senkung der indirekten Lohnkosten wurden kaum Fortschritte erzielt, und mit dem Stabilisierungsprogramm vom Oktober 1998 wird einer der Bestandteile, COFINS, noch erhöht.

· Die direkten und die Transaktionskosten des extrem komplizierten Steuersystems haben sich nicht geändert. Das Stabilisierungsprogramm vom Oktober 1998 enthielt einen Vorschlag zur Erhöhung der Steuern auf finanzielle Transaktionen, wodurch die Kosten für jede geschäftliche Transaktion steigen.

· Exportunternehmen kämpfen mit allen möglichen Hindernissen und Schikanen.
 Die Receita Federal z.B. setzt zwei Tage (also 48 Stunden) für die Kontrolle von Exportgütern an. Wenn ein Unternehmen aus dem Landesinneren dieses Verfahren mit der örtlichen delegacia hinter sich gebracht hat, kann es sein, daß die delegacia am Hafen oder Flughafen das nicht akzeptiert und eine weitere Kontrolle fordert, womit wieder zwei Tage verloren gehen. Für brasilianische Exporte gilt außerdem die 40-Stunden-Woche, d.h. die gesetzliche Arbeitszeit der Receita Federal. 

So ist es unwahrscheinlich, daß die Abwertung des Real zu einem Exportaufschwung führt. Und es entstehen immer neue nichttarifäre Exporthemmnisse in Brasilien, die durch die Abwertung nicht notwendigerweise ausgeglichen werden.

2. Die staatlichen Organe auf allen Ebenen sind nur zum Teil in der Lage, ihre eigentlichen Aufgaben zu erfüllen, besonders im Bildungs- und Gesundheitswesen und in der Berufsausbildung. Diese Mängel müssen die Unternehmen durch eigene Programme ausgleichen, oder sie müssen auf kommerzielle Anbieter zurückgreifen. Der Staat hingegen ist eifrig dabei, ordnungspolitische Hindernisse und Unannehmlichkeiten für die Unternehmen zu schaffen.
 In einigen Fällen haben Kommunen die Verhängung von Strafen gegen Unternehmen als ein Mittel zur Einkommensbeschaffung benutzt (meist um Haushaltsdefizite auszugleichen, die häufig das Ergebnis von politischer Begünstigung, Klientelismus und persönlicher Bereicherung waren).

3. Für KMU erweist sich das Unternehmensumfeld in Brasilien als ausgesprochen ungünstig. Als Eingeständnis, daß die makroökonomischen Rahmenbedingungen negativ sind, kann gewertet werden, daß die Regierung weiterhin bemüht ist, kompensatorische Maßnahmen zu treffen, insbesondere auf dem Gebiet der Investitionsfinanzierung sowie der Exportversicherung und ‑finanzierung. Dieses Programm ist jedoch am einfachsten für Großunternehmen zugänglich, die direkt mit der Nationalen Entwicklungsbank verhandeln können. KMU müssen meist versuchen, über die Geschäftsbanken an dieses Programm heranzukommen, wodurch die Kosten noch erhöht werden oder zusätzliche Hindernisse entstehen (z.B. wenn die Banken nicht bereit sind, die Mittel weiterzuleiten, was häufig vorkommt und aus der Sicht der lokalen Banker ein völlig rationales Verhalten ist: ein mit hohen Schulden belastetes Portfolio hat auf ihre Karriere negativen Einfluß, ein kleines Portfolio mit geringem Risiko hingegen nicht). Demzufolge sind die Bemühungen von BNDES, besonders die KMU zu unterstützen – obwohl an sich lobenswert –, wenig erfolgversprechend. Außerdem profitieren zuerst die Großunternehmen von dem Subventionswettlauf (guerra fiscal) zwischen den Bundesstaaten. Für Mikrounternehmen gibt es andere Vorteile, die bis zu einem gewissen Grad für die ansonsten ungünstigen Bedingungen einen Ausgleich bieten, insbesondere die Simples (ein vereinfachtes System zur Zahlung geringerer Steuern und Lohnabgaben). Zudem können sie Unterstützung von SEBRAE erhalten, einer Einrichtung zur Förderung von Kleinst- und Kleinbetrieben. Damit gehen Klein- und insbesondere Mittelbetriebe leer aus.

4 Regime Automotivo und Guerra Fiscal, oder wie man ein Eigentor schießt

Die Behauptung, daß in den letzten Jahren überhaupt keine Industriepolitik betrieben wurde, wäre falsch. Auf einen Sektor konzentrierten sich nämlich umfangreiche industriepolitische Vorhaben: die Autoindustrie. 1995 und 1996 ergriff die Zentralregierung eine Reihe von Maßnahmen zu Stimulierung dieser Branche.

Um das Regime Automotivo zu verstehen, muß man an den Anfang der 90er Jahre zurückgehen. Zu der (im wesentlichen unwirksamen) Industriepolitik der Collor-Regierung gehörte die Gründung der Câmaras Setoriais, d.h. Sektorarbeitsgruppen mit Vertretern von Regierung, Unternehmensverbänden und Gewerkschaften. Von den über vierzig Câmaras konnte nur die der Autoindustrie mit substantiellen Ergebnissen aufwarten. Es gelang ihr, Zustimmung zu einer Vereinbarung zu erreichen, bei der jeder der Beteiligten wenigstens kleine Zugeständnisse machte: die Regierung senkte die Steuern, besonders für Kleinwagen (carro popular, d.h. Pkw unter 1000 ccm), die Gewerkschaften versprachen Zurückhaltung bei den Lohnforderungen und Hersteller und Einzelhändler niedrigere Preise. Das Programm war ein großer Erfolg, vor allem im Hinblick auf Verkehrsstaus, die parallel zu den Verkaufszahlen heftig zunahmen. Während eine größere Zahl von Autos das unveränderte, alte Straßennetz verstopfte und die Durchschnittsgeschwindigkeit in den Stadtgebieten zurückging, beschleunigte sich das Wirtschaftswachstum, und ganz plötzlich sah Brasilien wie ein vielversprechender, dynamischer Markt für die Autoindustrie aus.

Zur Stimulierung des Wirtschaftswachstums und zur Schaffung von Arbeitsplätzen schien also die Förderung der Autoindustrie gut geeignet zu sein. Wie das zu geschehen hatte, war allerdings eine andere Frage. Eine Antwort darauf wäre, die Preise zu senken, das Einkommen des Mittelstands zu erhöhen – dann würde die Nachfrage steigen – und da die Autoindustrie ziemlich wettbewerbsfähig ist, würden die internationalen Produzenten Schlange stehen, um eine Scheibe abzubekommen. Das galt besonders in einem Land, in dem Neueinsteigern ein Oligopol aus vier Unternehmen mit veralteten Modellen und Fabriken eher wie eine stilliegende Tontaube vorkommen mußte. Die Dinge entwickelten sich jedoch anders, da die Autoindustrie niedrige Wettbewerbsfähigkeit durch gutes Lobbying kompensierte. ANFAVEA, der Verband der multinationalen Autounternehmen in Brasilien, war schon immer einer der wenigen tatsächlich wirksamen Unternehmerverbände. Und ANFAVEA schrie „Foul!“, als die Regierung den Markt für Autoimporte öffnete. Der Verband schlug vor, den Markt nur für solche Hersteller zu öffnen, die bereits in Brasilien produzierten. Dagegen hatte die Regierung eigentlich nichts einzuwenden, zumal das Handelsbilanzdefizit immer stärker wuchs, seitdem die Brasilianer zunehmend ihre Vorliebe für BMWs und Audis entdeckten. Im März 1995 stiegen die Autoimportsteuern, anfänglich auf 70 %. Hersteller in Brasilien, die auch Autos exportieren, brauchen für ihre Importe nur die Hälfte der üblichen Steuern zu zahlen, wenn ihre Importe nicht höher sind als die Exporte. 

Im Rahmen des Regime Automotivo ist die Senkung der Importsteuern das Hauptinstrument der Zentralregierung. Seine Nutzung komplizierte jedoch das Verhältnis zur argentinischen Regierung. Argentinien hatte als erstes Land begonnen, die Autoindustrie zu fördern und damit so viele Unternehmen wie möglich zum Bau von Werken im Mercosur zu gewinnen. Die Reaktion der argentinischen Regierung folgte prompt, sie kritisierte Brasiliens Maßnahmen mit scharfen Worten. Trotzdem hatten die Hersteller die Botschaft verstanden, nämlich daß es angebracht wäre, nicht mehr als einen fairen Anteil von Investitionen nach Argentinien zu lenken.

Welche Auswirkungen hatte das Regime Automotivo?
 1996 wurden 125 Unternehmen zugelassen, 1997 waren es 40. Bei den meisten handelte es sich um Produzenten von Autoteilen; die Zahl der Autohersteller betrug immerhin 15. Die vorgesehenen Investitionen beliefen sich unter den Bedingungen des normalen Regimes auf 19,3 Mrd. US$ und unter den Sonderbedingungen für den Nordosten auf 2,3 Mrd. US$. 10 % der Investitionen sollten mittels Zufluß von frischem Kapital finanziert werden. In den Jahren 1996/97 war die Handelsbilanz der beteiligten Unternehmen insgesamt positiv, es wurden auch mehr Kapitalgüter auf dem Binnen- als auf dem Weltmarkt gekauft. Es ist schwer zu sagen, wie die Entwicklung ohne dieses Regime verlaufen wäre (vielleicht genauso, denn Brasilien schien in den letzten Jahren ein sehr attraktiver Markt zu sein). Nicht zu übersehen sind jedoch die Kosten des Regimes, welches zu Verzerrungen auf dem Binnenmarkt führte und für Produzenten Möglichkeiten zur Aneignung von Renten bot. Wissenschaftler vom IPEA haben errechnet, daß die Konsumenten dafür einen Gesamtzuschlag von 35,6 Mrd. R$ bezahlen müssen. Umgerechnet auf die direkte Schaffung von 20.000 Arbeitsplätzen ergibt das einen Preis von 340.000 US$ pro Arbeitsplatz.

Das ist jedoch nur ein Teil der Kosten. In der realistischen Erwartung einer ganzen Reihe von umfangreichen und sehr sichtbaren Investitionen begannen die Regierungen der Bundesstaaten (teilweise sogar die Kommunen) einen Guerra Fiscal, d.h. einen Subventionswettlauf um Autowerke. Das Angebot umfaßte in der Regel folgendes: Das Unternehmen erhält umsonst ein großes Grundstück in guter Lage. Die regionale bzw. die lokale Regierung finanzieren die Erschließung und die Infrastruktur. Außerdem erhält das Unternehmen einen zehnjährigen Steuerkredit auf die Verkaufssteuer auf der Ebene des Bundesstaats, ICMS (oder sogar völlige Steuerbefreiung). Gelegentlich, z.B. bei der Ansiedlung von Renault in Paraná, beteiligte sich die regionale Regierung sogar an Unternehmen.

Worin besteht die Logik einer solchen Strategie, die den Staatshaushalt so teuer zu stehen kommt? Dazu kann man den wiedergewählten Gouverneur von Paraná, Jaime Lerner, befragen. Die Zwischenbilanz seiner Amtszeit sah nicht allzu gut aus. Seine Wiederwahl verdankte er zum großen Teil der Zahl der Investoren, die sich in Paraná niederließen, nicht nur Autohersteller wie Renault und Audi sowie ein Joint-venture von BMW und Chrysler zur Motorenproduktion, sondern auch Unternehmen aus anderen Branchen, z.B. Mafisa, eine portugiesische Firma, die heute der größte Produzent von MDF-Platten in Brasilien ist.

Während sich der Guerra Fiscal wahrscheinlich für viele Gouverneure und Bürgermeister als ein politischer Erfolg erwies, war er aus ökonomischer Sicht eine Katastrophe. Im Prinzip handelte es sich hier um ein großangelegtes Programm zur Umverteilung brasilianischer Steuergelder an multinationale Firmen und einheimische Großunternehmen (letztere wurden aus dem Ballungsraum São Paulo ins Staatsinnere und nach Minas Gerais sowie aus den Staaten im Süden in den Nordosten gelockt). Das alles hatte verheerende Auswirkungen auf die finanzielle Lage der Staaten; zwar gibt es bis jetzt dazu noch keine präzisen Berechnungen, es kann jedoch angenommen werden, daß ein Teil ihrer finanziellen Schwierigkeiten durch den Verzicht auf Steuereinnahmen bedingt ist. Hinzu kommt, daß es die lokalen Unternehmen überhaupt nicht lustig finden, wenn ausländischen Investoren Geld hinterhergeworfen wird. Sie fordern gleiche Behandlung, und das führt letztendlich dazu, daß fast alle Unternehmen (d.h. alle, die Steuern zahlen und investieren) insgesamt weniger Steuern abführen. Der Verlust für den Haushalt der Bundesstaaten wird für 1999 auf 9 Mrd. R$ geschätzt. 

5 Viele Klagen, wenig kollektives Handeln

Wahrscheinlich hat jeder, der schon mal in brasilianischen Industrieunternehmen Befragungen durchgeführt hat, das folgende erlebt: Sobald man den Besitzer zu Aktivitäten seitens der Regierung befragt, kommen endlose Klagen. Auf die Frage, was er denn tue, um diese Situation zu ändern, findet er a) Entschuldigungen, warum er denn gar nichts tun könne oder b) singt neue Klagelieder von den Unternehmerverbänden, die nie nach seinen Problemen fragen und sie deshalb auch nicht lösen. Dies ist ein wichtiger Bestandteil des „Outsourcing von Verantwortung“.

Die mangelnde politische Artikulation des privaten Sektors ist eines der auffälligsten Merkmale von Brasiliens polity. Selbstverständlich sind einige Unternehmerverbände recht einflußreich, z.B. der Verband der Autohersteller, im allgemeinen sind sie jedoch schwach, und zwar auf allen Ebenen: sindicatos patronais (Arbeitgeberverbände mit Pflichtmitgliedschaft) und ACIs (Industrie- und Handelsverbände mit freiwilliger Mitgliedschaft) auf kommunaler Ebene, die Verbände der einzelnen Industriezweige und der ACIs auf regionaler und die jeweiligen Dachverbände auf nationaler Ebene.

Welche Erklärung gibt es hierfür? Ich möchte drei Gründe anführen. Erstens existiert nach wie vor das 1943 auf Grundlage der Arbeitsgesetzgebung (Consolidação das Leis de Trabalho) geschaffene System der Unternehmerverbände und Gewerkschaften. Als ein typisch korporativistisches, hierarchisch organisiertes System war es nie zur Förderung kollektiven Handelns vorgesehen, sondern zur Kontrolle von Kapital und Arbeit durch den Staat. Da die Mitgliedschaft ohnehin Pflicht war und die Finanzierung über eine Art Steuer erfolgte, standen die Unternehmerverbände nicht unter Leistungsdruck. Das Angebot von Dienstleistungen für die Mitglieder gehörte nie zum Aufgabenspektrum dieser Organisationen. Die für erfolgreiches Lobbying notwendige Einstimmigkeit war nur schwer zu erreichen, da die Interessen der Mitglieder sehr unterschiedlich gelagert waren.

Ein zweiter Grund ist die typisch brasilianische Funktionsweise der Politik, der Klientelismus. Für viele Unternehmen, besonders die großen, war es erfolgversprechender, direkt an Politiker oder staatliche Stellen heranzutreten, als zu versuchen, kollektives Handeln zu organisieren. So entstand ein Teufelskreis: Die großen Unternehmen waren in den Unternehmerverbänden dominant, brauchten diese aber eigentlich nicht, und deshalb hatten die Verbände auch kaum eine Wirkung. Das erklärt auch, warum die ACI mit ihrer freiwilligen Mitgliedschaft nicht viel besser dastanden als die sindicatos. 

Drittens bestand aufgrund der günstigen Geschäftslage kaum eine Notwendigkeit für kollektives Handeln. Ein einigermaßen dynamischer und cleverer Unternehmer konnte (und kann immer noch) so schnell reich werden, daß die Mitwirkung in einem Unternehmerverband, dessen Aufbau ja immer einige Zeit und Mühe in Anspruch nimmt, wie Zeitverschwendung aussehen mußte. 

Die Frage, was angesichts der geringen Wirksamkeit der Unternehmerverbände getan werden kann, ist noch nicht geklärt. Es gab Überlegungen, daß neue Verbände die Lücke ausfüllen könnten. Organisationen wie IEDI, ein Verband von 40 großen brasilianischen Unternehmen, oder PNBE schienen dafür geeignet zu sein. Insider geben zu bedenken, daß in IEDI solche Unternehmen vertreten sind, die von einer etatistischen Industriepolitik im Stil der 70er Jahre in Korea träumen. Das ist ein Vorschlag, der jenseits aller Realität in bezug auf die politischen Strukturen in Brasilien liegt; ein von IEDI im Oktober 1998 veröffentlichtes Dokument ähnelte noch nicht einmal im entferntesten dem, was moderne Unternehmerverbände zur Förderung der industriellen Wettbewerbsfähigkeit fordern. Und seit der Präsident von PNBE Minister für Industrie in São Paulo geworden ist, hat man von diesem Verband nicht mehr viel gehört.

Die Reformierung der bestehenden Verbände – sindicatos, ACIs und Industriedachverbände – könnte folglich ein vielversprechenderer Ansatz sein. Der einst einflußreiche FIESP scheint sich in freiem Fall zu befinden, aber andere Dachverbände können als Wegbereiter aktiv werden, wie z.B. FIESC (Dachverband der Industrie in Santa Catarina), dem es gelang, das bereits totgesagte Instituto Euvaldo Lodi wiederzubeleben und daraus eine Institution zu entwickeln, die Unternehmen auf vielfältige Weise unterstützen kann. Der Verband gründete auch andere Wirtschaftsförderinstitutionen, z.B. ein Informationszentrum zum internationalen Handel. Ebenfalls in Santa Catarina erleben die ACIs eine tiefgreifende Umstrukturierung – viele haben in den letzten Jahren ihre Mitgliedschaft fast verdoppelt, die Zahl der Mitarbeiter beträchtlich erhöht und sind mittlerweile in der Lage, Lobbying und das Anbieten von Dienstleistungen professionell zu betreiben.

6 Ministério da Produção: Gosplan oder pork barrelling?

Nachdem mehrere Jahre lang Industriepolitik möglichst vermieden worden war, wurde von der zweiten Cardoso-Regierung erwartet, ein neues Ministerium zu einzurichten, nämlich das Ministério da Produção, das BNDES und anderen Finanzinstitutionen übergeordnet sein sollte. Da die Arbeitslosigkeit zu einem immer drängenderen Problem wird, würde seine Aufgabe auch darin bestehen, neue Arbeitsplätze durch die Förderung einer dynamischen Entwicklung des privaten Sektors zu schaffen. Es wurde dann vorerst Ministério de Desenvolvimento genannt.

Bislang läßt sich nicht erkennen, welches Konzept diesem Vorschlag zugrunde liegt. Die Regierung hat noch keine strategischen Dokumente veröffentlicht, und anscheinend findet auch kaum eine konzeptionelle Diskussion statt. Möglicherweise werden das neue Ministerium und seine Einrichtungen nicht viel anderes tun als früher, d.h. die Schaffung subventionierter Sonderkreditlinien zur Stimulierung bestimmter Aktivitäten oder Industriezweige.

Der Vorschlag zur Gründung eines neuen Ministeriums hat bereits vielerlei politische Aktivitäten ausgelöst. Führende Politiker der PFL, der größten Partei in der Regierungskoalition, haben erklärt, daß sie Widerstand leisten werden. Dieses Verhalten läßt sich leicht erklären: Ihre Erwartung war, daß José Serra, ein PSDB-Politiker, für das Ministeramt nominiert werden würde, der wiederum als möglicher Nachfolger von Fernando Henrique Cardoso gehandelt wird. Dabei wurde davon ausgegangen, daß er als Minister für Produktion Zugang zu umfangreichen finanziellen Mitteln haben wird und sich damit eine Klientel für seine weitere Kandidatur aufbauen kann. Anders ausgedrückt: die PFL-Politiker sind davon überzeugt, daß das Ministerio da Produção dem Prinzip des pork barrelling folgt.

Immerhin wäre dieses Ministerium noch besser als die andere Option, nämlich Gosplan. Zugegebenermaßen ist diese Bezeichnung übertrieben, trifft jedoch in etwa den Kern der Sache. Die Einrichtung von Gosplan, also einer Wirtschaftsplankommission der Zentralregierung, ginge genauso an der heutigen Realität vorbei wie Vorschläge, die glorreichen Zeiten des Aufbaus der Auto- bzw. petrochemischen Industrie wieder aufleben zu lassen. In bezug auf technische Kompetenz und der Verfügbarkeit von Mitteln steht die Regierung viel schlechter da als früher, hingegen ist der private Sektor stärker und wird sich wahrscheinlich jeglichem Eingriff der Regierung widersetzen. 

Macht die Gründung eines solchen Ministeriums überhaupt Sinn? Höchstwahrscheinlich nicht. Die Regierung muß akzeptieren, daß die Zeit der Industriepolitik alten Typs vorbei ist, denn sie verfügt weder über ausreichende finanzielle Ressourcen noch entsprechende Planungskapazitäten, und die Wirtschaft selbst ist viel zu komplex, als das ein zentralistischer Ansatz sinnvoll wäre. Außerdem muß die Regierung zur Kenntnis nehmen, daß der private Sektor die Regierung als das eigentliche Problem, nicht als eine Lösung betrachtet. In einer Umwelt voller von der Regierung geschaffener Hindernisse für die Privatwirtschaft haben Regierungsmaßnahmen zur Förderung des privaten Sektor wenig Glaubwürdigkeit. Sollte die Regierung aber nun einfach weiter den privaten Sektor sich selbst überlassen? Sicherlich nicht, anstatt jedoch ein Produktionsministerium zu gründen, sollte die Regierung einen anderen Kurs einschlagen, nämlich die Förderung und Unterstützung dezentralisierter Maßnahmen zur Schaffung von Standortvorteilen. 

7 Mehr zum Outsourcing von Verantwortung, oder warum sollten sich die Kommunalpolitiker um Wirtschaftsentwicklung kümmern?

1996 führten wir ein Forschungsprojekt zur Wettbewerbsfähigkeit von Industrieclustern in Santa Catarina durch (Meyer-Stamer et al. 1996) und fanden damals keine einzige Kommunalverwaltung, die systematische Anstrengungen zur Stärkung der lokalen Industrie unternahm. Einige verfügten über wirtschaftliche Entwicklungsstrategien, die aber vorrangig darauf ausgerichtet waren, neue Unternehmen anzuwerben, vor allem Automontagewerke. Auf bundesstaatlicher Ebene war die Lage nicht besser. Als wir nach den Ursachen forschten, war die typische Antwort: Das ist nicht unsere Sache. Industriepolitik ist eine Aufgabe der Zentralregierung, wir müssen uns um dringendere Dinge kümmern. Das war eine weitere Variante von Outsourcing von Verantwortung.

Dahinter steckt ein traditionelles brasilianisches Politikmuster, nämlich die Erwartung, daß im Zweifelsfall die Zentralregierung sich um alle Probleme kümmert. Und wenn die Zentralregierung das nicht von sich aus tut, organisieren lokale Akteure eine Reise nach Brasília, um die Regierung zum Handeln zu veranlassen. Tatsächlich ist insbesondere auf dem Gebiet der Wirtschaftsentwicklung die Zentralregierung bisher der wichtigste Akteur gewesen, und so ist es nur natürlich, wenn die lokalen Akteure der Meinung sind, daß dies nicht ihr Aufgabengebiet sei. Davon abgesehen haben sie ohnehin häufig keine Idee, was getan werden könnte.

In letzter Zeit hat sich diese Einstellung geändert. Als die Produktion weiterhin schneller stieg als das BIP, stieg auch die Zahl der Entlassungen. Arbeitslosigkeit wird in Brasilien zu einem ernsthaften Problem und ist am stärksten auf lokaler Ebene spürbar. Aus diesem Grund beschäftigen sich die Kommunen zunehmend mit Wirtschaftsentwicklung und Beschäftigungsfragen. Typischerweise wird ein Forum bestehend aus unterschiedlichen Akteuren auf lokaler oder regionaler Ebene gegründet, wie z.B. die Câmara do ABC in den südlichen Industrievororten von São Paulo (sieben Kommunalverwaltungen, Unternehmerverbände und Gewerkschaften) oder die verschiedenen Runden Tische im Forum Catarinense in Santa Catarina. Zumindest wird mit diesen Foren erreicht, daß sich die lokalen Akteure kennenlernen. Darüber hinaus ist es ihr Ziel, gemeinsame Strategien und konkrete Maßnahmen zur Schaffung von Arbeitsplätzen zu definieren. Anhand der folgenden zwei Beispiele wird deutlich, warum dieser Ansatz sinnvoll ist.

7.1 Fallbeispiel 1: Warum soll man auf lokaler Ebene handeln – Der Möbelcluster in São Bento do Sul

Auf den ersten Blick scheint der Möbelcluster in São Bento do Sul ein spektakulärer Erfolg zu sein, vielleicht sogar ein neues Supercluster.
 In den 90er Jahren wuchsen die Exporte aus São Bento aufsehenerregend. 1992 und 1993 verdoppelten sie sich und stiegen bis 1997 weiterhin stark an. Die Exporte aus São Bento verzehnfachten sich von etwa 20 Mio. US$ 1991 auf etwa 200 Mio. US$ 1997 und beliefen sich damit auf etwa 50 % der gesamten Möbelexporte Brasiliens.

Die Leistungsentwicklung von São Bento läßt sich jedoch eher auf einen positiven externen Schock als auf die Schaffung von lokalen Wettbewerbsvorteilen zurückführen. Natürlich verfügen viele der ca. 200 Möbelhersteller über moderne Produktionsmaschinen und sind mittlerweile in der Lage, die Ansprüche europäischer und US-amerikanischer Kunden in bezug auf Pünktlichkeit, hohe Qualität und niedrige Preise zu erfüllen. Trotzdem ergab sich der Exportboom aus dem Zusammentreffen äußerer Umstände, nämlich den turbulenten Umbrüchen in Osteuropa, dem traditionellen Lieferanten von Kiefernholzmöbeln nach Westeuropa, insbesondere Deutschland. Als osteuropäische Unternehmen nicht mehr liefern konnten, oder zumindest nicht zu vernünftigen Preisen, sahen sich die Händler nach anderen Lieferanten um und fanden sie u.a. in São Bento.

Vieles deutet jedoch darauf hin, daß der Boom nur kurzlebig ist. Unternehmen aus São Bento haben zunehmend Probleme, in Europa wettbewerbsfähig zu bleiben, da osteuropäische Hersteller wieder in den Markt eintreten – sie sind näher am Markt und profitieren von den günstigen Wechselkursen. Das ist um so wichtiger, da in dieser Branche ein erbarmungsloser Preiskampf die Regel ist. Die Exporte nach Deutschland sind bereits dramatisch zurückgegangen, und auf den anderen Märkten ist die Lage auch nicht günstiger. Eine Zeit lang schien der nordamerikanische Markt eine Alternative zu sein, aber dort konkurrieren die Unternehmen aus São Bento mit Produzenten aus Südostasien, und nach den dramatischen Währungsabwertungen dort ist es aussichtslos, sie auf dem Gebiet der Preise zu schlagen. 1998 begannen die Exporte zurückzugehen. Die Unternehmen haben nur eine Chance, auf dem Markt zu bleiben, d.h., wenn sie Produkte anbieten, die kein anderer herstellen kann oder zumindest nicht in dieser Qualität und zu einem relativ niedrigen Preis. Die Strategie muß heißen: besser als Malaysia, billiger als Dänemark.

Leider ist es für die Hersteller in São Bento nicht einfach, diese Strategie zu verfolgen. Es gibt mehrere ernstzunehmende Hindernisse. Das wichtigste ist, daß die Hersteller überhaupt nicht wissen, wer ihr eigentlicher Kunde ist und was er will. Der Export der kleineren Unternehmen wird über drei lokale Exportfirmen abgewickelt, und die größeren arbeiten sowohl mit Exportagenten als auch mit ausländischen Handelshäusern zusammen. Weder die kleinen noch die mittleren Hersteller verfügen über solide Marktkenntnisse, und die meisten besuchen noch nicht einmal regelmäßig Messen für die wichtigsten Märkte.

Das zweitwichtigste Problem besteht im Mangel an qualifizierten Mitarbeitern auf allen Ebenen. Viele Arbeiter haben noch nicht einmal die achtjährige Grundschule beendet, und es gibt nur sehr wenige gut ausgebildete Facharbeiter, Techniker und Ingenieure und überhaupt keine professionellen Designer. Diese Beobachtung überrascht um so mehr, als lokale Unternehmen Mitte der 70er Jahre eine Fachschule für die Möbelindustrie ins Leben riefen, die in den 80er Jahren als center of excellence recht bekannt wurde. Ende der 80er Jahre und Anfang der 90er Jahre begann allerdings ihr Niedergang. Erst vor kurzer Zeit setzen Bemühungen zu ihrer Rehabilitierung ein. 

Was ergibt sich hieraus für eine Politik, mit der Wettbewerbsfähigkeit verbessert werden soll? Ganz sicherlich sind die makroökonomischen Bedingungen ungünstig, und lokale Unternehmen verweisen auf den überhöhten Wechselkurs und hohe Zinsen. Vor drei Jahren allerdings, als es noch ein starkes Wachstum gab, war der Wechselkurs noch ungünstiger. Selbst bei einem realistischen Wechselkurs und international vergleichbaren Zinsen wäre es für die Unternehmen in São Bento schwierig, sich auf dem Markt in Europa und den USA zu behaupten. Ihr Hauptproblem ist das unzureichende Wissen, und dieses hat weder etwas mit dem Wechselkurs noch mit den Zinsen zu tun.

Wer kann nun was tun, um dieses Problem zu lösen? Natürlich könnte die Zentralregierung ein Programm auflegen (tatsächlich gibt es seit kurzem ein Programm zur Steigerung der Möbel​exporte, die Mittel sind jedoch sehr begrenzt, und Zielgruppe sind cluster mit völlig unterschiedlichen internen Strukturen und Mängeln). Aber selbst wenn die Zentralregierung das Geld waschkörbeweise über den Unternehmen ausschüttete, würde sich davon die lokale Unternehmenskultur nicht ändern. Vermutlich würden Subventionen die notwendigen Veränderungen eher noch verlangsamen.

Unbedingt notwendig ist ein Wechsel in der lokalen Unternehmenskultur. Bislang ist sie durch scharfe Rivalität einschließlich verschiedentlicher Fälle von opportunistischem Verhalten und Mangel an Kooperation, Zusammenarbeit sowie kollektivem Handeln gekennzeichnet. São Bento ist also ein Musterbeispiel für ein unkooperatives cluster, das von passiven Vorteilen profitiert (z.B. erfahrene Arbeiter, Zulieferer und Subunternehmer sowie Exporteure), jedoch über kaum einen aktiven geschaffenen Vorteil verfügt. Ein möglicher Ausweg für den cluster besteht darin, die Situation umzukehren, indem eine kooperative Unternehmenskultur zum Aufbau kollektiver Effizienz geschaffen wird. In der Praxis hieße das, unternehmensübergreifende (also nicht innerbetriebliche) Bildungskurse für Mitarbeiter aller Ebenen anzubieten, Studien- und Informationsreisen zu ausgesprochen wettbewerbsfähigen ausländischen clustern und zu Messen zu organisieren und Informationen über Nachfragetrends bekanntzumachen. All diese Maßnahmen könnten zu Veränderungen im Denkmuster beitragen und damit die Voraussetzungen für anspruchsvollere Gemeinschaftsunternehmen schaffen, wie z.B. Einkaufs- und Exportkonsortien oder gemeinsame Designanstrengungen. Externe Akteure können die erste Schritte in diese Richtung fördern. Im großen und ganzen muß diese Aufgabe aber von den lokalen Akteuren bewältigt werden, da es für diese Projekte wichtig ist, daß sie auf Vertrauen basieren und sich die Beteiligten das Anliegen des Projektes zu eigen machen.

7.2 Fallbeispiel 2: Wie man auf lokaler Ebene Wettbewerbsvorteile schafft - Die Fliesenindustrie in Criciúma

Das Fliesencluster in Criciúma, Santa Catarina, ist ein positives Beispiel dafür, wie gemeinsam Wettbewerbsvorteile geschaffen werden können. Von allen clustern in Santa Catarina gerieten die Fliesenhersteller als erste unter heftigen Druck. Ursprünglich hängt das nicht mit der Marktöffnung zusammen, sondern damit, daß sich das Land 1989/1990 am Rande der Hyper​inflation bewegte und die Wirtschaft aufgrund der makroökonomischen Stabilisierungsbemühungen stagnierte. Das führte zum Zusammenbruch das Baumarktes, entsprechend gingen die Verkaufszahlen der Unternehmen zurück. Gleichzeitig stiegen die Realzinsen, wodurch die Unternehmen, die zuvor durch Schulden finanzierte Expansions- und Modernisierungsstrategien betrieben hatten, in Schwierigkeiten gerieten. Das größte Unternehmen mußte 1991 einen Vergleich anmelden, einige andere standen am Rande des finanziellen Zusammenbruchs. Letztendlich überlebten alle aufgrund entschlossener Anpassungsbemühungen.

Heute stellen die Unternehmen 30 % der Fliesenproduktion Brasiliens her und bestreiten 70 % der Exporte. In bezug auf Produktionstechnologie können sie den Anschluß an die führenden italienischen und spanischen Wettbewerber halten; neue Managementtechniken wurden umfassender als in Unternehmen anderer Branchen eingeführt. Es gibt informelle Kooperation zwischen den Unternehmen, die Unternehmerverbände spielen eine sehr aktive Rolle, und der Mesoraum wird aktiv von der Industrie gestaltet.

Die Unternehmen sind insbesondere auf dem Gebiet der Aus- und Weiterbildung aktiv geworden, u.a. deshalb, um eine Grundlage für die breite Anwendung von Qualitätsmanagement-Techniken wie statistische Prozeßkontrolle zu schaffen. In einem großen Unternehmen absolvierten 1997 alle Mitarbeiter ein Primarschulprogramm, was eher untypisch für brasilianische Industrieunternehmen ist, in einem mittleren Unternehmen haben 98 % der Mitarbeiter die Sekundarbildung durchlaufen, und 39 % besuchen Hochschulkurse bzw. haben sie bereits abgeschlossen. Üblicherweise werden innerbetrieblich Grundschulkurse angeboten (zum Abschluß des primero grau, d.h. der normalerweise acht Jahre dauernden Primarbildung) und Bildungsmaßnahmen (häufig nach der Arbeit und an Wochenenden) in der Sekundar- bzw. Tertiarstufe für Mitarbeiter in externen Einrichtungen gefördert, z.B. durch Bereitstellung von Transportmöglichkeiten und die Reduzierung der Wochenarbeitszeit.

Im Fliesencluster ist zumindest etwas “information in the air”. Zwischen den Fliesenherstellern gibt es einen beträchtlichen informellen Informationsaustausch – im Gegensatz zu anderen Branchen ist es für sie völlig normal, die Fabrik des Konkurrenten zu besuchen. Zwischen einigen Unternehmen findet regelmäßig ein Leistungsvergleich statt. Dies wird von drei Faktoren bestimmt. Erstens stimulieren die Input-Zulieferer und Ausrüstungslieferanten den Austausch zwischen den Unternehmen. Wenn z.B. ein Lieferant (meist eine italienische Firma) eine bestimmte Ausrüstung in einem der Unternehmen installiert hat, dient dies gleichzeitig als Anschauungsobjekt für die anderen lokalen Unternehmen.

Zweitens sind sich die lokalen Akteure einig, daß die Unternehmen zusammenhalten sollten, um ihre Position gegenüber den einheimischen Wettbewerbern zu behaupten. Abgesehen von einem Großunternehmen in einer anderen Region Santa Catarinas, befinden sich die Hauptkonkurrenten in einem cluster im Staat São Paulo (Santa Gertrudes). Dies sind meist Klein- und mittlere Unternehmen, die schlank und flexibel sind und einen ständigen Leistungsdruck auf die Unternehmen im cluster in Criciúma ausüben.

Drittens sind die Techniker der Unternehmen der Meinung, daß die Produktionstechnologie ohnehin überwiegend standardisiert ist, so daß kaum ein Risiko besteht, wichtige Geheimnisse durch den Informationsaustausch zwischen den Unternehmen preiszugeben. Hier spielt also das Wettbewerbsmuster eine wichtige Rolle bei der Erklärung der Kooperation. Wettbewerbsvorteile lassen sich eher mit originellem Design und in der Logistik realisieren.

Von den Unternehmen selbst wird bestätigt, daß die vertikale Integration noch höher ist als in den italienischen industrial districts des gleichen Industriezweigs. Die Unternehmen arbeiten aber daran, sie zu reduzieren. So versuchen sie, Zulieferer aus anderen Regionen Brasiliens oder aus dem Ausland (Italien, Spanien, USA) für den Aufbau von Fabriken in der Region Criciúma zu gewinnen. Außerdem sind sie bemüht, mit konkurrierenden Zulieferern zu arbeiten, um ein Monopol auf der Angebotsseite zu vermeiden.

In der Fliesenindustrie spielen die Unternehmerverbände eine aktive Rolle, und die Unternehmen in Santa Catarina unterhalten auch enge Kontakte mit ihren Verbänden.
 An erster Stelle muß hier das lokale sindicato der Fliesenindustrie genannt werden, das eine zentrale Rolle bei der Stimulierung des Erfahrungsaustausches zwischen den Unternehmen gespielt hat. Es beteiligte sich außerdem am Lobbying für den Bau eines Anschlusses an die Erdgaspipeline zwischen Brasilien und Bolivien. Durch die Nutzung von Erdgas können die Energiekosten der Fliesenhersteller erheblich gesenkt werden.

An zweiter Stelle ist ANFACER zu nennen, der nationale Verband der Fliesenhersteller. ANFACER spielt eine wichtige Rolle bei der Stimulierung des technologischen Austauschs zwischen den Unternehmen, u.a. durch die Ausrichtung eines jährlichen Kongresses der Fliesenindustrie. Außerdem unterhält er ein 1993 gegründetes unabhängiges Institut, das brasilianische Keramikzentrum, das sich mit Ausbildung, Forschung und Verbraucherinformation befaßt. Im Gegensatz zu anderen Branchen spielen die catarinensischen Fliesenunternehmen eine aktive Rolle in ANFACER. Darüber hinaus hat der Verband einen wichtigen Rolle zur Organisierung eines Unternehmerbündnisses geleistet, das bei der Zentralregierung Lobbyarbeit leistet, damit mehr Mittel für den Hausbau bereitgestellt werden. Immerhin könnte dadurch die Nachfrage für mehrere Zweige der Baumaterialindustrie stimuliert werden.

Die lokalen Unternehmen und das sindicato spielen gleichfalls eine wichtige Rolle bei der Entwicklung der Mesoinstitutionen. Sie formulieren und realisieren Maßnahmen zur Schaffung von Standortvorteilen. In diesem Bereich schnitt Criciúma für brasilianische Verhältnisse hervorragend ab:

· Schon vor längerer Zeit hatte eines der beiden großen Unternehmen selbst eine Fachschule eingerichtet und sie 1991 auch für Schüler aus anderen Unternehmen zugänglich gemacht.

· Die Unternehmen haben Druck auf die örtliche Universität ausgeübt, einen speziellen Kurs für Techniker in der Keramiktechnologie anzubieten, und gegenüber dem Staat durchgesetzt, daß dieser Kurs innerhalb eines Jahres zugelassen wurde (also innerhalb eines wesentlich kürzeren Zeitraums als unter der üblichen Bürokratie).

· Zusammen mit FIESC (dem Industrieverband in Santa Catarina), in Kooperation mit der Universität von Santa Catarina (UFSC) und mit finanzieller Unterstützung des Staates gründeten die Unternehmen in Anlehnung an eine ähnliche spanische Institution das Zentrum für Keramiktechnologie (CTC). Um dieses Vorhaben umsetzen zu können, mußten die Unternehmen langwierige Verhandlungen führen und im wahrsten Sinne des Wortes kollektiv handeln: Die Direktoren der führenden Unternehmen flogen gemeinsam in die Hauptstadt, Florianópolis, und belagerten dort zuerst das Büro des Präsidenten von FIESC und anschließend das des Gouverneurs, um ihnen Zugeständnisse für Unterstützung und Finanzierung zu entreißen. Ein wichtiger Aspekt ist der Umzug des Speziallabors der Universität von Santa Catarina in Florianópolis zur CTC.

Um diese Vorgänge zu erklären, scheinen zwei Faktoren am wichtigsten zu sein. Erstens gerieten einige Firmen durch heftige Rivalität und Nicht-Kooperation an den Rand des Bankrotts. Die zwei größten Unternehmen lieferten sich in den 80er Jahren ein Wettrennen um die Führungsposition, wobei sie zum größten Teil mit Hilfe von Entwicklungsbankkrediten in neue Fabriken investierten und kleinere Firmen übernahmen. Als ab 1989/90 die Verkaufszahlen dramatisch zurückgingen, erwiesen sich beide als sehr verletzbar. Mittelunternehmen berichten, daß die beiden Großunternehmen früher gegenüber Kooperation nicht aufgeschlossen waren. Außerdem bevorzugten es die Mittelunternehmen, Abstand zu wahren, um nicht auch aufgekauft zu werden. Seit der Krise Ende der 80er / Anfang der 90er Jahre hat sich das alles geändert – aus der Notwendigkeit heraus (d.h. der Notwendigkeit zur Konsolidierung), aufgrund der Interventionen von Gläubigern (die z.B. die Familie aus der Leitung eines der großen Unternehmen drängte) und mit Hilfe zweier Personen, dem Präsidenten des sindicato und dem Präsidenten der lokalen Industrie- und Handelskammer,
 die im Streit zwischen den Großunternehmen vermittelten.

Zweitens konnte sich die Fliesenindustrie an den italienischen industrial districts
 in derselben Branche orientieren. Lokale Unternehmen begannen mit der Kontaktaufnahme zu Unternehmen in Italien, besonders zu Ausrüstungslieferanten und Input-Produzenten, aber auch zu ihren italienischen Wettbewerbern. Vertreter und Techniker der italienischen Ausrüstungshersteller und Lieferanten besuchen häufig die Region und verhalten sich dabei so, wie sie es gewöhnt sind, d.h., sie gehen davon aus, daß Unternehmen, selbst konkurrierende, kooperieren. Darüber hinaus besuchen auch Manager und Angestellte der lokalen Unternehmen häufig Italien und konnten sich einen Eindruck vom Wesen eines industrial district in Italien verschaffen

8 Die Schaffung von Standortvorteilen: Aufgabenteilung zwischen der Zentral- und der regionalen Regierung und den Kommunen

Obwohl der lokale Ansatz bis jetzt noch nicht mit großartigen Erfolgsstories aufwarten kann (selbst Criciúma ist noch lange kein Riesenerfolg, da die Unternehmen ständig mit finanziellen Schwierigkeiten zu kämpfen haben – die Produktion von Keramikfliesen ist kapitalintensiv, Kredite sind teuer, und auch der Baumarkt ist beträchtlichen Fluktuationen ausgesetzt), ist er jedoch aus verschiedenen Gründen aussichtsreich:

· Nicht nur die Probleme, sondern auch das Wissen in bezug auf die Produktionssysteme und ihre Mängel sind lokal determiniert. Im Fall der Möbelindustrie z.B. bestehen zwischen den Problemen, Aufgaben und Möglichkeiten in den größeren clustern (Bento Gonçalves / RS, São Bento do Sul / SC, Ubá / MG) beträchtliche Unterschiede. Es ist also eher unwahrscheinlich, daß die Zentralregierung mit einem Einheitsprogramm, wie z.B. dem Exportprogramm von Ende 1998, Erfolg haben kann. Viel einfacher ist es, auf lokaler Ebene eine konkrete Strategie zu definieren, z.B. für die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit eines bestimmten clusters, als auf Ebene des Bundesstaates bzw. in dessen Hauptstadt, wo die Akteure auf Informationen aus dritter Hand angewiesen sind.

· Die Strategieformulierung auf lokaler Ebene ermöglicht eine leichtere Einbeziehung der Zielgruppe, wodurch die Qualität der Herausarbeitung der Probleme und der Maßnahmen sowie die Erfolgsaussichten verbessert werden.

· In anderen Ländern wird schon seit geraumer Zeit – und häufig mit befriedigenden Ergebnissen – ein lokaler Politikansatz zur Wirtschaftsförderung verfolgt.

Lokale Wirtschaftsförderung bedeutet nicht, daß die Zentralregierung bzw. die Bundesstaaten inaktiv bleiben sollen. Vielmehr kommt es heute darauf an, daß die Zentral- und die regionalen Regierungen und die Kommunen die Aufgabenteilung auf dem Gebiet der Wirtschaftsförderung sowie der Wettbewerbs- und der Industriepolitik miteinander abstimmen. In Tabelle 1 wird diese Problematik aus der Sicht des Konzepts der systemischen Wettbewerbsfähigkeit dargestellt.

Tabelle 1: Elemente der Wettbewerbsfähigkeit  – Analyse und Aggregationsebenen aus der Sicht des Konzepts der systemischen Wettbewerbsfähigkeit 
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8.1 Lokale Maßnahmen zur Schaffung von Standortvorteilen

Wenn man von lokalen Initiativen zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit spricht, geht es im Kern um Standortvorteile. Die Schaffung von Standortvorteilen entspricht dem, was Michael Porter (1990) “advanced and specialized factors“ nennt. Sie zielt darauf ab, Faktoren zu schaffen, die einen Standort von den anderen unterscheiden, d.h. Faktoren, die sich an einem anderen Ort nicht einfach replizieren lassen und somit die Grundlage für anhaltendes Wachstum in diesem Standort sind. 

Tabelle 1 gibt einen Überblick über die einzelnen Faktoren. Auf der Mikroebene spielt nicht nur das Element der innerbetrieblichen Wettbewerbsfähigkeit eine Rolle, sondern auch die kollektive Effizienz, d.h. die Schaffung eines Wettbewerbsvorteils durch ein dichtes Netzwerk von Interaktionen (formelle und informelle Kooperation und Zusammenarbeit) zwischen den Unternehmen. Gleichzeitig spricht Porter zu Recht von der lokalen Rivalität als einem Grundelement der Entstehung von Wettbewerbsfähigkeit. Für die Akteure, insbesondere die Unternehmer, ist es oft schwierig zu verstehen, daß Wettbewerb und Kooperation nebeneinander existieren können. Dementsprechend bestehen auf lokaler Ebene, insbesondere innerhalb von clustern, sowohl der größte Spielraum als auch die größten Hindernisse für zwischenbetriebliche Kooperation zur gemeinsamen Schaffung von Wettbewerbsvorteilen.

Auf der Mesoebene sind die Schlüsselakteure z.B. lokale Institutionen auf dem Gebiet der Bildung und Berufsbildung (einschließlich der SENAI-Schulen und der lokalen Universitäten) und Unternehmerverbände (sindicatos und ACIs). Die Kommunen stehen in Brasilien meist vor finanziellen Schwierigkeiten, so daß es unrealistisch wäre, von ihnen große finanzielle Beiträge zu erwarten. Selbst der Einsatz von Instrumenten wie der öffentlichen Beschaffungspolitik ist unrealistisch, wenn die Kommunalverwaltungen ihre Rechnungen notorisch unpünktlich bezahlen und die Unternehmen andere Kunden bevorzugen. Trotzdem können die Kommunen eine wichtige Rolle bei der Schaffung von Standortvorteilen spielen, z.B. indem sie den Unternehmen den Zugang zu den staatlichen Stellen erleichtern, d.h. durch die Einrichtung von one-stop-shops oder ähnlichen Einrichtungen. Die Kommunalverwaltungen könnten auch die Formulierung gemeinsamer Strategien fördern bzw. moderieren, diese Rolle kann allerdings auch von den ACIs übernommen werden.

Bei der Ausarbeitung einer lokalen Wirtschaftsentwicklungsstrategie ist der erste Schritt, daß sich die verschiedenen Akteure und Institutionen kennenlernen – dies ist noch nicht einmal in kleinen Kommunen der Normalfall. Gegenseitiges Kennen eröffnet Möglichkeiten zur Spezialisierung bzw. Kooperation, dadurch kann aber auch ein gesunder Wettbewerb zwischen den Mesoinstitutionen entstehen. Wenn Unternehmensdienstleistungen nur von einer Organisation angeboten werden, entsteht nur ein Monopol mit den üblichen Mängeln.

In einem zweiten Schritt muß die Artikulation zwischen den verschiedenen Akteuren stimuliert werden, z.B. zwischen Berufsschulen und Unternehmen oder lokalen Universitäten und Unternehmen oder den verschiedenen Unternehmerverbänden. Im Ergebnis dessen sollen die Mesoinstitutionen in die Lage versetzt werden, auf die jeweiligen Bedürfnisse abgestimmte Angebote zu unterbreiten. Ungenügende Kommunikation und Kundenorientierung waren bisher typisch für die brasilianischen Mesoinstitutionen.

Der dritte Schritt ist schließlich die gemeinsame Definierung einer Entwicklungsstrategie durch die Akteure. Dabei werden konkrete Maßnahmen, die Verantwortlichkeiten für ihre Durchführung und für ihre Kontrolle und Evaluierung festgelegt. Der typische Ablauf ist wie folgt: Problemidentifikation ( Problemdefinition ( Formulierung praktischer Maßnahmen ( Durchführung ( Kontrolle und Evaluierung ( neue Problemidentifikation. Anders ausgedrückt handelt es sich hier um einen immer weitergehenden Prozeß, nicht um ein einmaliges Ereignis. Am wichtigsten ist in diesem Zusammenhang die adäquate Problemidentifikation. In Brasilien ist dies meist eine Schwachstelle: der Entscheidungsträger, der der Meinung ist, daß er ein Problem identifiziert und seine Ansichten dargelegt hat, kann häufig den Prozeß von Problemdefinition und Definition konkreter Maßnahmen in Gang setzen, selbst wenn die Problemidentifikation höchst subjektiv, einseitig und inadäquat ist. Woran ist es fehlt, sind ein systematischer Prozeß und eine adäquate Struktur für die Problemidentifikation, und deshalb ist es so wichtig, die relevanten Akteure zusammenzubringen.

Ob dieses möglich ist, stellt eines der wichtigsten Probleme der Metaebene dar. Fehlende politische Artikulation, mangelnde Bereitschaft oder Unfähigkeit der lokalen politischen Akteure, zur Lösung von Problemen zusammenzuarbeiten, mangelnde Organisation des privaten Sektors und eine unkooperative Unternehmenskultur sind schwerwiegende Hindernisse für die Schaffung von Standortvorteilen. Unter diesen Bedingungen können isolierte Maßnahmen auf der Mesoebene oder Kooperationsvorschläge auf der Mikroebene kaum erfolgreich sein, wodurch negative Erwartungshaltungen und damit ungünstige Bedingungen auf der Metaebene festgeschrieben werden.

Der Zusammenhang zwischen Makro- und lokaler Ebene ist auf den ersten Blick nicht plausibel, denn die Kommunen haben keinen Einfluß auf die Währungs- oder Handelspolitik. Sie können jedoch die Bedingungen für den Privatsektor beträchtlich verschlechtern, wenn sie eine unverantwortliche Haushaltspolitik betreiben. Ein ausgeglichener Haushalt und die Aufrechterhaltung der Investitionsfähigkeit, z.B. in die Bildung, das Gesundheitswesen und die Infrastruktur, sind wichtige makroökonomische Faktoren für die Wettbewerbsfähigkeit auf lokaler Ebene.

8.2 Schaffung von Wettbewerbsvorteilen auf regionaler Ebene

Die wichtigste Botschaft an die Bundesstaaten betrifft die Makroebene: den Haushalt sanieren und die Investitionsfähigkeit wiederherstellen. Ohne diese Maßnahmen werden alle Initiativen der Regierungen zur Förderung der Wettbewerbsfähigkeit unglaubwürdig sein – nicht nur, weil ein Akteur, der seine eigenen Angelegenheiten nicht regeln kann, vom privaten Sektor kaum als kompetenter Partner / Dienstleister akzeptiert wird, sondern weil Unternehmen sehr wohl wissen, daß die Finanzierung der staatlichen Maßnahmen häufig nicht auf Dauer garantiert werden kann, so daß es besser ist, sich nicht auf die Regierung zu verlassen.

Sobald der Haushalt saniert ist, kann die Regierung die Unternehmen mit zahlreichen Maßnahmen bei ihren Anstrengungen um Wettbewerbsvorteile unterstützen. Zuallererst müssen die lokalen Maßnahmen zur Schaffung von Standortvorteilen gefördert werden, in Form von finanziellen Zuwendungen für die lokale Strategieformulierung, der Bereitstellung von Mitteln auf Wettbewerbsbasis für lokale Mesoinstitutionen (z.B. Gründerzentren), der Stimulierung des Erfahrungsaustausches zwischen den verschiedenen Regionen. Zweitens muß eine adäquate institutionelle Infrastruktur geschaffen werden, z.B. MNPQ-Einrichtungen (Meßwesen, Normung, Prüfwesen, Qualitätssicherung), dezentralisierte Forschungs- und Hochschuleinrichtungen, einer Exportinformationsagenturen oder eines Risikokapitalfonds.

Was jedoch die Regierung tun kann und was sie tatsächlich tun sollte, sind zwei ganz verschiedene Dinge. Politik ist in Brasilien auf allen Ebenen meist sehr klientelistisch geprägt. So kommt es vor, daß nach einem Regierungswechsel die neue Administration die Unterstützung für die von der vorigen Regierung geschaffenen Mesoinstitutionen einstellt. So ist es für die Zentralregierung immer sehr schwierig, den neuen Gouverneuren klarzumachen, daß sie für die von ihren Vorgängern mit anderer Parteizugehörigkeit verursachten Schulden geradestehen müssen. Die Frage lautet also nicht „Was kann die Regierung (des Bundesstaates) tun?“, sondern „Wie kann sie eine ökonomisch nachhaltige Wirtschaftsförderungsstruktur entwickeln?“
Ein Teil der Antwort ist einfach: Die wichtigen Institutionen auf diesem Gebiet sind nicht direkt von der Regierung abhängig, so z.B. SEBRAE, SENAI (Berufsbildungseinrichtungen in der Industrie) und SENAC (Berufsbildungseinrichtung im Dienstleistungssektor). Alle drei werden über Lohnabgaben finanziert. SENAI und SENAC werden durch den privaten Sektor verwaltet, SEBRAE hat einen halb-autonomen Status und wird von einem Aufsichtsrat mit Vertretern des Staates und des privaten Sektors geleitet. Außerdem gibt es noch die Industrieverbände, von denen einige bereits ihren Mitgliedern wichtige Dienstleistungen angeboten haben; falls nicht, müssen sie dazu ermutigt werden. Es spricht nichts gegen eine Zusammenarbeit zwischen der Regierung und diesen Institutionen, zumindest solange sie ihre Eigenständigkeit weitestgehend erhalten können.

Der zweite Teil der Antwort ist ebenfalls einfach: Viele wichtige Maßnahmen auf Mesoebene lassen sich privatwirtschaftlich organisieren, eventuell mit einer Anschubfinanzierung durch die Regierung. Das betrifft vor allem Bildungseinrichtungen auf Sekundar- und höherer Ebene, FuE- und Technologieberatungsmaßnahmen und auch die Infrastruktur, z.B. Häfen. Auch ein Teil des MNPQ-Systems ist hier angesprochen, vor allem das Prüfwesen und Qualitätssicherung, denn die Unternehmen geraten unter immer größeren Druck, ihre Produkte und Produktionsprozesse zertifizieren zu lassen, wodurch die Nachfrage nach diesen Leistungen wächst. Es gibt durchaus Beispiele, daß sich Unternehmen intensiv um die Gründung solcher Einrichtungen bemühen und daß diese gut mit nur geringer finanzieller Unterstützung von seiten des Staates auskommen (Meyer-Stamer 1998).

Der letzte Teil der Antwort gestaltet sich etwas schwieriger. Für eine kompetente Regierung dürfte es nicht allzu kompliziert sein herauszufinden, wie Wirtschaftsförderung nachhaltig organisiert werden kann. Was aber, wenn die Regierung nicht sonderlich kompetent ist, an traditionellen Formen der Politik festhält oder sich überhaupt nicht um wirtschaftliche Entwicklung kümmert, oder wenn sie einen fast bankrotten Staat übernommen hat und nicht in der Lage ist, eine gewisse finanzielle Manövrierfähigkeit wieder herzustellen? Und wenigstens einer dieser Faktoren trifft auf die Mehrheit der Bundesstaaten zu. Unter diesen Bedingungen ist der einzige Ausweg, daß sich die nichtstaatlichen Akteure zusammenschließen und eine Strategie formulieren, diese gegenüber dem Staat artikulieren, damit dieser so wenig wie möglich störend eingreift, und sich auch um Unterstützung von seiten des Staates für einzelne Projekte bemühen.

8.3 Nationale Maßnahmen zur Förderung industrieller Wettbewerbsfähigkeit 

Die Aufgabenliste der Zentralregierung zur Stimulierung industrieller Wettbewerbsfähigkeit ist übersichtlich:

1. Schaffung eines unternehmensfreundlichen, makroökonomischen Umfelds: Das ist zugegebenermaßen kein origineller Vorschlag. Trotzdem muß man sich vergegenwärtigen, daß die Makroökonomie immer als Hauptschuldige genannt wird, wenn die unbefriedigende Vorstellung des privaten Sektors erklärt werden soll. Die Zinsen sind wirklich unangemessen hoch, und der Vorbehalt gegen die KMU-Förderung einfach eine Katastrophe.

2. Festsetzung von Obergrenzen für staatliche und kommunale Subventionen an Unternehmen und Einführung eines Kontroll- und Sanktionsmechanismus, z.B. in Anlehnung an das EU-Modell der Beihilfenkontrolle. Damit wären mehrere positive Wirkungen verbunden. Erstens würden die Bundesstaaten und Kommunen daran gehindert, sich durch zu hohe Anreize für Unternehmen zu ruinieren. Dies wiederum wäre ein wichtiger Beitrag zur allgemeinen Sanierung der Staatsfinanzen. Zweitens müßten Staaten und die Kommunen neue, kreative Mittel finden, um Investitionen anzulocken, wodurch innovative Initiativen gefördert werden.

3. Vermehrte Anstrengungen zur Überwindung des Custo Brasil und der tarifären und nichttarifären Exporthindernisse. Einige der im Stabilisierungsplan von Oktober 1998 vorgeschlagenen Maßnahmen, wie Steigerungen von COFINS und CMPF, bewirken genau das Gegenteil. Unter solchen Bedingungen ist der Regierungsvorschlag, die Exporte in den nächsten Jahren zu verdoppeln, völlig unrealistisch.

4. Schluß mit der traditionellen, detaillierten, interventionistischen und diskretionären Industriepolitik. Statt dessen müssen Anstrengungen zur Schaffung von Standortvorteilen auf lokaler und wettbewerbsfähigkeitsfördernde Maßnahmen auf regionaler Ebene unterstützt werden. Die Regionalpolitik muß so umformuliert werden, daß sie ebenfalls solche Maßnahmen unterstützt, und zwar auf der Grundlage eines leistungsfördernden Wettbewerbssystems (statt der Belohnung schwacher Vorstellung, wie in der Vergangenheit üblich). Erforderlich sind klare Richtlinien für einen Finanzausgleich für schwächere Regionen, d.h. eine Unterstützung, die Teil der Sozial-, nicht der Industriepolitik ist.

5. Wenn man Punkt 3 und 4 zusammenfaßt, so ergibt sich eine plausible Strategie für die Exportförderung, für die Schließung des Defizits in der Handelsbilanz und somit zur Überwindung der größten Hindernisse für das Wirtschaftswachstum. Aufgabe der Zentralregierung ist es, die Exporthindernisse zu beseitigen, wodurch eine neue Exportdynamik entstehen könnte, insbesondere durch stark gesteigerte Exporte der KMU. Die Kommunen und die Bundesstaatsregierung müssen zusammen mit den lokalen Unternehmen, Unternehmerverbänden, Gewerkschaften und Mesoinstitutionen spezifische Maßnahmen zur Steigerung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit formulieren.

6. SEBRAE sollte beibehalten, muß aber reformiert werden. In der Vergangenheit wurden immer wieder Forderung laut, SEBRAE gänzlich, zumindest aber das gegenwärtige Modell der Zwangsfinanzierung abzuschaffen. Der erste Vorschlag ist unsinnig; nicht zufällig orientieren sich andere lateinamerikanische Länder am SEBRAE-Modell, wenn sie ihr KMU-Förderungssystem entwickeln oder reformieren. Der zweite Vorschlag ist plausibler, denn das gegenwärtige System ist in der Tat befremdlich: Vor allem Mittel- und Großunternehmen finanzieren eine Institution, die Kleinst- und Kleinunternehmen unterstützt, von denen viele den Mittel- und Großunternehmen einen unfairen Wettbewerb liefern (mit Hilfe eines Kostenvorteils, der zum Teil auf der Hinterziehung von Steuern und Sozialabgaben beruht). Sinnvoll wäre eine alternative Finanzierung von SEBRAE, aber es gibt keine sichtbare Alternative – Mittelzuweisungen aus dem Staatshaushalt sind unzuverlässig, die Schaffung eines weiteren vinculação scheint auch keine gute Idee zu sein, und andere Vorschläge (wie die Schaffung eines zinsentragenden Fonds, z.B. aus Privatisierungsgewinnen oder erlassenen Staatsschulden) sind schwer vorstellbar. Ein weiterer Punkt ist die Steuerung von SEBRAE. Für einen Beobachter ist es schwierig herauszufinden, wer SEBRAEs Tätigkeitsfelder bestimmt, Kontrolle ausübt und die Institution evaluiert. Hier ergibt sich von selbst der Vorschlag, mehr Transparenz zu ermöglichen bzw. Mechanismen zu entwickeln, die die ständige Kontrolle und Evaluierung sowie die Umsetzung der Ergebnisse in die Programmformulierung sichern.

Weitere Vorschläge für Aufgabengebiete der Zentralregierung wären u.a. die Initiierung weiterer Suchprozesse nach Begriffen wie z.B. wissensbasierte Entwicklung oder nachhaltige Entwicklung und ihre Anwendung auf die Industriepolitik Es wäre auch zu begrüßen, wenn die Zentralregierung eine seriöse Technologie- und Innovationspolitik hätte. Aber um noch einmal eines der Hauptargumente dieses Artikels zu wiederholen: solange die Kernkompetenz der Regierung darin besteht, Wettbewerbsnachteile zu schaffen, entbehren solche Forderungen jeglicher Realitätsnähe. Zuallererst muß die Zentralregierung ein unternehmensfreundliches Umfeld schaffen. Und man muß hier auch verstehen, daß einige der zuvor erläuterten Vorschläge zwar nicht direkt zur Stimulierung der Wettbewerbsfähigkeit beitragen, jedoch zum Oberziel der Wirtschaftspolitik, nämlich der Schaffung einer nachhaltigen Basis für makroökonomische Stabilität.
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� 	Überarbeitete Fassung einer Studie, die im Auftrag von ILDES-Friedrich Ebert Stiftung, São Paulo, entstanden ist. Für ihr Feedback zu früheren Fassungen bin ich Edmund Amann, Regis Bonelli, Aguinaldo Nogueira Maciente, Thiago Rabelo Pereira, Hubert Schmitz und Helmut Schwarzer zu Dank verpflichtet. Die Übersetzung aus dem Englischen besorgte Bettina Koltermann.


� 	Wissenschaftlicher Mitarbeiter im Institut für Entwicklung und Frieden, Universität Duisburg (http://www.uni-duisburg.de/Institute/INEF), und Berater der Fundação Empreender, Joinville, Brasilien (http://www.fe.org.br). 


�	Einen hervorragenden  Überblick findet man bei Lima, Carvalho & Velasco (1998). 


�	Es gibt z.B. eine Vorschrift für Etiketten an Textilien und Bekleidung. Wenn auf dem Etikett z.B. 30 % Baumwolle, 70 % Polyamid steht, wird eine Geldstrafe verhängt, weil die Faser mit dem höchsten Anteil im Gewebe zuerst genannt werden muß. Das gleiche passiert, wenn auf dem Etikett Nylon statt Polyamid steht. Nicht nur der Hersteller, sondern auch jedes Geschäft, in dem staatliche Inspektoren solche Ware entdecken, muß eine Strafe zahlen, die bis zu einigen Tausend Reais betragen kann.


�	Die folgenden Angaben sind aus IPEA, Boletim de Política Industrial, No. 5, August 1998, S. 14 ff.


�	Schmitz (1995) bezeichnete das Schuhcluster in Vale dos Sinos / RS als „supercluster“. 


�	Das ist nicht selbstverständlich, so hatten in der metallverarbeitenden und der elektromechanischen Industrie Unternehmen aus SC kaum Kontakte zu jeweiligen Verbänden, obwohl diese in anderen Teilen des Landes eine ziemlich wichtige Rolle spielen, besonders im Staat São Paulo.


�	Der Präsident des sindicato ist der Besitzer eines mittleren Unternehmens. Der Präsident der Industriekammer kommt aus der metallverarbeitend Industrie.


� 	Zur Diskussion um industrial districts vgl. z.B. Schmitz (1995) und die dort genannte Literatur.





